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Wahlen zum Europäischen Parlament (6.-9. Juni 2024) 

        
 

Der Deutsche Caritasverband e.V. (DCV)i 

ist die verbandlich organisierte Wohlfahrts-

pflege der katholischen Kirche in Deutsch-

land. Der DCV versteht aus seiner christli-

chen Überzeugung heraus sich als Anwalt 

und Partner von Menschen in Lebenskri-

sen und von vulnerablen Gruppen. Ge-

meinsam ihren 27 Diözesancaritas- und 

zahlreichen Fachverbänden  gestaltet der 

DCV in Deutschland und Europa Sozial- 

und Gesellschaftspolitik mit, er ist Motor 

sozialer Innovationen und trägt zur Qualifi-

zierung sozialer Arbeit bei.ii Fast 700.000 

hauptamtliche Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter sowie mehrere hunderttausend Eh-

renamtliche und Freiwillige arbeiten in den 

knapp 25.000 Einrichtungen und Diensten, 

die der Caritas in Deutschland angeschlos-

sen sind, vorrangig in der Gesundheitshilfe, 

der Kinder- und Jugendhilfe, der Familien-

hilfe, der Altenhilfe, der Behinderten-

hilfe/Psychiatrie, in Migrationsdiensten und 

weiteren sozialen Hilfen. Der DCV stellt da-

mit eine wichtige und über das Sozial-

staatsprinzipiii verfassungsrechtlich 

verankerte Säule des deutschen Gesund-

heits- und Sozialsystems dar. 

Viele politische Entscheidungen, die die 

Klient_innen der Caritas, aber auch ihre 

Dienste und Einrichtungen und ihre Mitar-

beiter_innen betreffen, werden auf EU-

Ebene getroffen. Der Deutsche Caritasver-

band möchte EU-Politik wissens- und er-

fahrungsbasiert konstruktiv mitgestalten. 

Mit seiner Kontaktstelle Politik Europa in 

Brüssel bietet er sich daher dem EU-Parla-

ment sowie allen anderen Institutionen der 

EU als verlässlicher Partner an.  

Als Deutscher Caritasverband haben 

wir eine Vision, wie die Europäische 

Union aussehen soll: friedlich, solidarisch 

und mit einem sozialen und nachhaltigen 

Binnenmarkt. Dieses Ziel vor Augen schla-

gen wir zugleich konkrete Schritte vor, 

wie die europäischen Institutionen in der 

Legislaturperiode 2024-2029 dieser Vision 

näherkommen können.
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FRIEDEN IN EUROPA UND WELTWEIT 

Unsere Vision: Eine Europäische Union, 

die Frieden in Europa und weltweit sicher-

stellt. Grundlage der Zusammenarbeit in 

der EU sind Demokratie, Menschenrechte 

und Rechtsstaatlichkeit. Wirtschaftliche 

und soziale Unterschiede sind abgebaut, 

zivilgesellschaftliche Strukturen gestärkt 

und anti-demokratische Strömungen be-

kämpft. International werden Konflikte früh-

zeitig entschärft, u.a. durch das Zusam-

menspiel von friedensstiftenden Maßnah-

men, Katastrophenhilfe und 

Entwicklungszusammenarbeit. Humanitäre 

Hilfe ist kontinuierlich, berechenbar und 

ausreichend finanziert. Die Zusammen-

hänge von Klimawandel und Gerechtigkeit 

stehen im Fokus der (internationalen) EU-

Politik. Die Charta der Grundrechte der Eu-

ropäischen Union wird vollumfänglich um-

gesetzt; Religionsfeindschaft und Antise-

mitismus werden nach den Grundsätzen 

zur Nichtdiskriminierung (Art. 21) und zur 

Vielfalt der Kulturen, Religionen und Spra-

chen (Art. 22) erfolgreich abgewehrt. 

Für die Legislaturperiode 2024-2029 fordern wir daher unter anderem: 

▪ Politische Konsequenzen auf EU-Ebene, sollten Mitgliedstaaten grundlegende Werte wie 

Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit missachten, einschließlich des 

Einfrierens europäischer Gelder.  

▪ Die Europäische Kohäsionspolitik inhaltlich zu fokussieren und finanziell zu stärken, um 

Lebensverhältnisse innerhalb der EU anzugleichen. 

▪ Die Finanzmittel der humanitären Hilfe kontinuierlich und zweckungebunden bereitzustel-

len.

EINE SOLIDARISCHE EU-POLITIK IM DIENSTE DER MENSCHEN 

Unsere Vision: Armut, soziale Ungleich-

heit und Benachteiligung in der EU sind 

nachhaltig bekämpft. Kinder erfahren beim 

Aufwachsen gute Chancen, alle Menschen 

können in Würde altern, gute Arbeitsbedin-

gungen sind generell und in der Pflege si-

chergestellt. Beschäftigungsbedingungen 

für mobile EU-Arbeitskräfte sind fair 

gestaltet, insbesondere für Plattformbe-

schäftigte, Saisonarbeiter_innen und (mo-

bile) Arbeitskräfte in der (häuslichen) Lang-

zeitpflege. Die Europäische Union garan-

tiert den individuelle Flüchtlingsschutz und 

verhindert humanitäre Katastrophen, ins-

besondere an den EU-Außengrenzen und 

im Mittelmeer.

Für die Legislaturperiode 2024-2029 fordern wir daher unter anderem: 

▪ Einen rechtsverbindlichen EU-Rahmen für nationale Grundsicherungssysteme in Form 

einer EU-Richtlinie. 

▪ Die Kompetenzen der Europäischen Arbeitsbehörde (ELA) aufzuwerten, damit diese ef-

fektive Kontrollen der Arbeitsbedingungen durchführen sowie Arbeitnehmende rechtssi-

cher beraten kann. 

▪ Eine Aktualisierung der Reform der EU-Verordnung zur Koordinierung der Systeme der 

sozialen Sicherheit („VO 883/2004“). 
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▪ Die nachhaltige Umsetzung der Europäischen Strategie für Pflege und Betreuung, ge-

rade auch mit Blick auf bessere Arbeitsbedingungen für Live-in-Betreuungskräfte. 

▪ Die vollständige Umsetzung der EU-Kinderrechts-Strategieiv und der Europäischen Ga-

rantie für Kinderv. 

▪ Den Ausbau legaler Migrationswege und eine erleichterte Anerkennung ausländischer 

Berufsqualifikationen. 

▪ Positive Erfahrungen aus der Anwendung des Temporären Schutzstatus für eine Neu-

ausrichtung der EU-Asylpolitik zu nutzen.

EIN SOZIAL UND NACHHALTIG GESTALTETER EU-BINNENMARKT 

Unsere Vision: Der europäische Binnen-

markt ist durch europäische Gesetzgebung 

sozial und nachhaltig ausgestaltet. Die ge-

meinnützige Sozialwirtschaft wird als we-

sentlicher Baustein für das Zusammenle-

ben und den gesellschaftlichen Zusam-

menhalt in den Mitgliedstaaten gezielt ge-

fördert und unterstützt. Der digitale Wandel 

wird von der EU gesetzgeberisch reguliert 

und gefördert, allen Menschen wird digitale 

Teilhabe ermöglicht. Daten und 

Anwendungen Künstlicher Intelligenz wer-

den umfassend für das Gemeinwohl ge-

nutzt. Die EU nimmt die sozial gerechte 

ökologische Wende und die weitere Um-

setzung des europäischen Grünen Deals 

ernst und arbeitet auf das Ziel eines klima-

neutralen Kontinents hin. Zur Finanzierung 

der EU-Ziele ist der EU-Haushalt ausrei-

chend ausgestattet, und an sozialen und 

nachhaltigen Kriterien ausgerichtet. 

 

 

Für die Legislaturperiode 2024-2029 fordern wir daher unter anderem: 

▪ Eine ausreichende Finanzierung des EU-Haushalts und die Erschließung neuer Einnah-

mequellen, beispielsweise durch eine Finanztransaktionssteuer. 

▪ Die Stärkung sozialer, digitaler, inklusiver und nachhaltiger EU- Förderfonds und -pro-

gramme in allen Regionen Europas. 

▪ Die radikale Vereinfachung aller EU-Förderprogramme für die Projektträger. 

▪ Abbau bürokratischer Hindernisse im Beihilfenrecht für Dienstleistungen von allgemei-

nem wirtschaftlichem Interesse.  

▪ Eine Verpflichtung auf soziale und nachhaltige Kriterien im EU-Vergaberecht. 

▪ Die Ausweitung des SURE-Instruments. 

▪ Konkrete Zwischenziele zum zügigen Ausbau moderner digitaler Infrastruktur und zum 

breiten Aufbau digitaler Kompetenzen, auch mit Hilfe der Strukturfonds und Erasmus+. 

▪ Eine stärkere gemeinwohlorientierte Nutzung gesellschaftlich relevanter Daten, z.B. 

durch einen Europäischen Sozialdatenraum, sowie gemeinwohlorientierte und sichere 

Anwendung Künstlicher Intelligenz. 

▪ Eine sozial gerecht gestaltete ökologische Wende und die weitere Umsetzung des Euro-

päischen Grünen Deals, inklusive der ambitionierten Ausgestaltung europäischer Ener-

gieeffizienz-Vorgaben auch im Gebäudebereich sowie den Ausbau des schienengebun-

denen öffentlichen Verkehrs. 

▪ Die Stärkung der Zivilgesellschaft und engagementfördernder Strukturen in allen EU-Mit-

gliedstaaten sowie eine Stärkung des zivilgesellschaftlichen Dialogs nach Art. 11 EUV.



Forderungen des Deutschen Caritasverbands anlässlich der Europawahl 2024 

 

 

 

 
4 

Ausführungen zu den konkreten Schritten, die das Europäische Parlament und die Europä-

ische Kommission gemeinsam mit den EU-Mitgliedstaaten in der Legislaturperiode 2024-

2029 angehen sollten, finden Sie in den folgenden Kapiteln des Papieres. Jedes Kapitel 

kann auch einzeln gelesen werden
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FRIEDEN IN EUROPA UND WELTWEIT 

1. Frieden in Europa sichern

Als einer der erfolgreichsten politischen 

Friedensprozesse der neueren Geschichte 

ist die Europäische Integration und die 

Gründung der Europäischen Union anzu-

sehen. Entstanden aus dem Schrecken 

zweier Weltkriege und der Hoffnung auf 

Versöhnung in Europa, ist die Europäische 

Union ein wichtiges Instrument für den 

Frieden. Der Deutsche Caritasverband 

arbeitet intensiv daran mit, dieses Frie-

densprojekt zu erhalten und zu gestal-

ten. Der russische Angriffskrieg auf die Uk-

raine erinnert daran, dass Frieden auch in 

Europa nicht selbstverständlich ist. Wir 

sind jedoch überzeugt, dass in einer Zeit 

sich überschneidender Krisen nur gemein-

sam eine friedliche, lebenswerte Zukunft 

gesichert werden kann. Grundlage der Zu-

sammenarbeit in der EU muss dabei Res-

pekt gegenüber jedem Menschen sein. 

Dazu zählt insbesondere Solidarität mit 

den Schwächeren. Das Subsidiaritätsprin-

zip gebietet Anerkennung der verschiede-

nen politischen und sozialen Systeme, die 

diese Solidarität gestalten. Europa lebt von 

der uneingeschränkten Achtung von De-

mokratie, Menschenrechten und Rechts-

staatlichkeit. 

Um den Erfolg der Friedensgeschichte der 

Europäischen Union auf Dauer zu sichern, 

bedarf es einer kontinuierlichen Weiterar-

beit und ist die aktuelle Politik der EU aus 

Sicht des DCV in vielen Bereichen ver-

besserungswürdig. Noch immer gibt es 

innerhalb und zwischen den EU-Mitglied-

staaten große soziale Unterschiede, was 

zu Spaltungen in der EU führen kann. 

Durch eine starke europäische Sozialpo-

litik und eine gut ausfinanzierte 

Kohäsionspolitik können die Lebensver-

hältnisse in den europäischen Regionen 

verbessert und gleichwertiger werden. Es 

müssen direkte Begegnungen der Men-

schen in Europa gefördert werden, etwa 

durch Investitionen in grenzüberschrei-

tende Jugendbegegnungen, Städtepart-

nerschaften oder europäische Friedens- 

und Freiwilligendienste. 

Für ein friedliches Miteinander in Europa 

sind wir auf eine funktionierende Zivilge-

sellschaft und bürgerliches Engage-

ment angewiesen. Die Zivilgesellschaft 

steht den staatlichen Vertreter_innen und 

Institutionen vielfach als Korrektiv gegen-

über. Sie entwickelt Lösungsvorschläge 

und innovative Ideen, die sie in Form neuer 

Perspektiven oder Kritik in politische Ent-

scheidungsprozesse einbringen kann. Zi-

vilgesellschaftliche Organisationen sind 

daher gezielt und frühzeitig in jegliche Ent-

scheidungsfindung einzubeziehen. Der zi-

vilgesellschaftliche Dialog nach Art. 11 

EUV muss gestärkt und dem sozialen Dia-

log gleichgestellt werden. Zudem muss auf 

Ebene der EU sichergestellt werden, dass 

zivilgesellschaftliche Organisationen ihre 

Arbeit uneingeschränkt ausüben können.  

Populistische, nationalistische oder anti-

demokratische Strömungen in allen EU-

Mitgliedstaaten treiben die Spaltung der 

europäischen Gesellschaften voran und 

gefährden Frieden, Sicherheit und Wohl-

stand in Europa. Als DCV setzen wir auf 

differenzierte, faktenbasierte Antworten auf 

die Herausforderungen unserer Zeit. Wir 

setzen uns für eine offene, demokratische, 

rechtsstaatliche und solidarische EU ein, in 

der jeder Mensch ein Recht auf ein 
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menschenwürdiges Leben hat. Um den 

Frieden langfristig zu sichern, müssen alle 

Menschen in der EU an politischen 

Entscheidungen beteiligt und ihre Wün-

sche und Hoffnungen, aber auch Ängste 

und Sorgen, ernst genommen werden. 

Wir fordern daher:  

▪ politische Konsequenzen auf EU-Ebene, sollten Mitgliedstaaten grundlegende Werte wie 

Demokratie, Menschenrechten und Rechtsstaatlichkeit missachten, einschließlich des 

Einfrierens europäische Gelder; 

▪ die Europäische Kohäsionspolitik inhaltlich zu fokussieren und finanziell zu stärken, um 

Lebensverhältnisse innerhalb der EU anzugleichen; 

▪ die Stärkung der Zivilgesellschaft und engagementfördernder Strukturen in allen EU-Mit-

gliedstaaten sowie eine Stärkung des zivilgesellschaftlichen Dialogs nach Art. 11 EUV; 

▪ die Bekämpfung populistischer und anti-demokratischer Strömungen.  

2. Die humanitäre Hilfe der EU stärken 

Dem weltweit steigenden Bedarf an Huma-

nitärer Hilfe muss durch kontinuierliche, 

berechenbare und ausreichende Finan-

zierung Rechnung getragen werden. Hu-

manitäre Hilfe, die über zivile Akteure wie 

Nichtregierungsorganisationen umgesetzt 

wird, muss ohne hemmende bürokratische 

Hürden und einschränkende Auflagen fi-

nanziert werden. Finanzmittel für Katastro-

phenvorsorge müssen möglichst frühzeitig 

freigegeben werden. Die Unterstützung der 

Arbeit von lokalen Partner_innen muss sig-

nifikant verbessert werden, so wie es die 

Europäische Kommission 2021 in ihrer 

„Mitteilung über humanitäre Maßnahmen 

der EU: neue Herausforderungen, unver-

änderte Grundsätze“vi verabschiedet hat. 

Nichtregierungsorganisationen haben den 

direktesten Zugang zur Zielbevölkerung 

und wissen am schnellsten, wo konkrete 

Hilfe benötigt wird. Daher müssen Hilfsgel-

der auch zweckungebunden und dem Ne-

xus entsprechend mit größtmöglicher Fle-

xibilität vergeben werden.  

Frauen und Kinder müssen in besonderem 

Maße geschützt und gefördert werden. Zu-

dem müssen nationale und internationale 

Helfer_innen vor Übergriffen geschützt 

werden. Dies ist zunehmend schwieriger 

geworden, da der zivilgesellschaftliche 

Handlungsspielraum in den letzten Jahren 

dramatisch geschrumpft ist. Die EU muss 

sich konsequent für einen besseren Schutz 

der Helfer_innen einsetzen, wie sie es im 

„The Call for Humanitarian Action“ 2021 

verlautbart hat. Zudem müssen lokale Ka-

pazitäten nachhaltig aufgebaut werden. 

Nur so können Wirkungen über konkrete 

Unterstützung hinaus fortbestehen und 

nachhaltig sein. 

Konflikte müssen frühzeitig entschärft wer-

den, humanitäre Hilfe kann ungenügende 

politische Handlungen nicht ersetzen. Das 

Zusammenspiel von friedensstiftenden 

Maßnahmen, Katastrophenhilfe und 

Entwicklungszusammenarbeit muss ver-

stärkt umgesetzt werden. Dazu müssen 

z.B. mindestens 30% der Finanzmittel 

mehrjährig und flexibel vergeben werden 

sowie die zweckungebundene Bereitstel-

lung von Geldern ausgebaut werden, wie 

es der „Grand Bargain“ vorsieht. Lokale 

Maßnahmen der Konfliktprävention und 

Konfliktlösung müssen großzügig unter-

stützt werden – unter Beachtung der UN-

Sicherheitsratskonvention 1325. 
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Zudem müssen die Zusammenhänge von 

Klimawandel und globaler Gerechtigkeit 

stärker in den Fokus der EU-Politik rücken. 

Die Menschen im Globalen Süden sind von 

den verheerenden Auswirkungen der Kli-

makrise besonders betroffen. Effektiver Kli-

maschutz hilft auch dabei, Armut zu lin-

dern. Dafür muss die EU auf allen Ebenen 

große finanzielle Anstrengungen, Unter-

stützung und Hilfe bereitstellen. Zudem 

müssen die Vereinbarungen der internatio-

nalen Klimakonferenzen mit allen Mitteln 

zügig und konsequent umgesetzt werden. 

Natürliche Ressourcen müssen weltweit 

besonders geschützt werden.

 

Wir fordern daher:  

▪ die kontinuierliche, berechenbare und ausreichende Finanzierung humanitärer Hilfe, die 

auch zweckungebunden vergeben wird; 

▪ einen besonderen Schutz nationaler und internationaler Helfer_innen sowie vulnerabler 

Gruppen wie Frauen und Kinder; 

▪ eine stärkere Unterstützung friedensstiftender Maßnahmen; 

▪ den Klimawandel als Ursache von Armut und humanitärer Krisen weltweit zu bekämpfen. 

 

EINE SOLIDARISCHE EU-POLITIK IM DIENSTE DER MENSCHEN 

3. Armut in der EU konsequent bekämpfen, Teilhabechancen für Kinder verbes-

sern

Im Jahr 2022 waren 95.3 Millionen EU-Bür-

ger_innen von Armut oder sozialer Aus-

grenzung bedroht.vii Das sind mehr als 20% 

der Bevölkerung in der EU. Die sozialen 

Herausforderungen für den Zusammenhalt 

der EU, insbesondere die sozialen Un-

gleichgewichte zwischen den und inner-

halb der EU-Mitgliedsstaaten sind weiter-

hin groß. Deswegen müssen die Anstren-

gungen im Kampf gegen Armut und so-

ziale Exklusion verstärkt werden. Die eu-

ropäische Säule sozialer Rechte darf kein 

Lippenbekenntnis bleiben. Für die neue Le-

gislaturperiode braucht es Mut, die Umset-

zungsanstrengungen voranzutreiben. Die 

EU-Sozialpolitik muss als Grundlage eines 

funktionierenden Binnenmarktes gleichran-

gig mit der Wirtschaftspolitik der EU behan-

delt werden. Dazu gehört auch, ein Verfah-

ren zur Erkennung und Adressierung sozi-

aler Ungleichgewichte im Europäischen 

Semester einzuführen. 

Funktionierende, an den Bedürfnissen der 

Menschen ausgerichtete und von keiner 

Vorleistung abhängige Grundsicherungs-

systeme sind in allen EU-Mitgliedstaaten 

für das Funktionieren des Sozialstaats we-

sentlich. Deswegen fordern wir einen 

rechtsverbindlichen EU-Rahmen für na-

tionale Grundsicherungssysteme in 

Form einer EU-Richtlinie, die nationale 

Traditionen respektiert. Die unterschiedli-

chen Krisen der letzten Legislaturperioden 

haben gezeigt, wie wichtig es ist, dass in 

allen EU-Mitgliedstaaten existenzsi-

chernde, verlässliche, bezahlbare und all-

gemein zugängliche Sozial- und Gesund-

heitsdienstleistungen zur Verfügung ste-

hen. Momentan sind Grundsicherungssys-

teme in fast allen EU-Mitgliedsstaaten so 

konzipiert, dass die Empfänger_innen der 

Leistungen unter der EU-Schwelle für Ar-

mutsgefährdung oder soziale Ausgrenzung 

leben. Eine rechtsverbindliche 
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Rahmenlinie sollte Mitgliedsstaaten ver-

pflichten, ihre Grundsicherungssysteme so 

umzugestalten, dass diese die Empfän-

ger_innen über die EU-Schwelle für Ar-

mutsgefährdung heben: Der Maßstab für 

die Existenzsicherung muss die Teil-

habe in sozialer, kultureller und wirt-

schaftlicher Sicht sein. Gleichzeitig sollte 

die Rahmenrichtlinie dafür sorgen, dass 

EU-Mitgliedsstaaten Grenzen bei der 

Sanktionierung von Leistungsempfän-

ger_innen gesetzt werden. Auch wieder-

holtes Fehlverhalten der Leistungsempfän-

ger_innen darf nicht dazu führen, dass die 

Sozialleistungen so gekürzt werden, dass 

diese sich weit unter dem Existenzmini-

mum befinden. Zudem sollten die Leis-

tungsberechtigten unkompliziert und ohne 

großen administrativen Aufwand die ihnen 

zustehenden Leistungen erhalten.  

In der Europäischen Union wächst jedes 

vierte Kindviii in einem Haushalt auf, in dem 

Mangel zum Alltag gehört: Mangel an Geld 

sowie an sozialen, kulturellen, gesundheit-

lichen und Bildungschancen. Armut grenzt 

aus, Armut macht krank, Armut gefährdet 

das Kindeswohl. Am 14. Juni 2021 wurde 

die „Europäische Garantie für Kinder“ix ver-

abschiedet, deren Ziel es ist, die soziale 

Ausgrenzung von Kindern zu verhindern 

und zu bekämpfen, ihre Rechte zu stärken, 

sie vor Gefahren zu schützen und die 

Chancengleichheit zu fördern. Für die 

nächste Legislaturperiode muss die EU al-

les dafür tun, damit alle Kinder gesell-

schaftliche Teilhabe und ein gutes Auf-

wachsen erfahren können. Die „EU-Ga-

rantie für Kinder“ sowie die EU-Kinder-

rechts-Strategie muss effektiv umgesetzt 

werden. 

 

Wir fordern daher:  

▪ die EU-Sozialpolitik als Grundlage eines funktionierenden Binnenmarktes gleichrangig 

mit der Wirtschaftspolitik der EU zu behandeln; 

▪ ein Verfahren zur Erkennung und Adressierung sozialer Ungleichgewichte im Europäi-

schen Semester; 

▪ einen rechtsverbindlichen EU-Rahmen für nationale Grundsicherungssysteme in Form 

einer EU-Richtlinie; 

▪ die vollständige Umsetzung der EU-Kinderrechts-Strategie und der Europäischen Garan-

tie für Kinder. 

 

4. Demographische Entwicklung abfedern, hochwertige Pflege und Betreuung 

sicherstellen  

Die demographische Entwicklung hat sich 

für alle EU-Mitgliedstaaten zu einer der 

größten Herausforderungen entwickelt. 

Dies gilt umso mehr in Zeiten knapper Kas-

sen. Es fehlen zunehmend Arbeitskräfte, 

wodurch auch die Versorgung Pflege- und 

Betreuungsbedürftiger erschwert wird. Wir 

fordern, dass die Bevölkerung die notwen-

dige Hilfe und Pflege erhält, um in Würde 

alt zu werden. In allen EU-Staaten haben 

hilfe- und pflegebedürftige Menschen ähn-

liche Probleme. Dies sind z.B. mangelnde 

Unterstützung für pflegende Angehörige 

und andere informell Pflegende, sowie oft-

mals schlechte Arbeitsbedingungen und 

geringe Löhne für professionell Pflegende. 

Außerdem gibt es oft Schwierigkeiten, inte-

grierte Pflegeleistungen zu finden, die flexi-

bel genug sind, sich an die sich verändern-

den Bedürfnisse des zu pflegenden 
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Menschen anzupassen und Teilhabe zu 

unterstützen.  

Die von der EU-Kommission im September 

2022 vorgestellte „Europäische Strategie 

für Pflege und Betreuung“x ist besonders 

für die neue Legislaturperiode relevant. Die 

Mitgliedstaaten müssen dabei unterstützt 

werden, den Zugang zu hochwertigen und 

erschwinglichen Betreuungs- und Pflege-

angeboten sowie die Arbeitsbedingungen 

und die Vereinbarkeit von Berufs- und Pri-

vatleben in diesem Sektor zu verbessern. 

Live-in-Betreuungskräfte und Wander-

pflegekräfte, die mit dem irreführenden 

Schlagwort „24h-Pflege“ angeworben wer-

den, befinden sich heute zum Teil in aus-

beuterischen und illegalen Arbeitsverhält-

nissen. Es bedarf hier regulatorischer An-

strengungen, die die Betreuung pflegebe-

dürftiger Menschen durch Live-in-Kräfte für 

alle Beteiligten rechtssicher und fair gestal-

ten. Beschäftigten im Haushalt müssen ge-

nerell besser geschützt, ihre Sozialversi-

cherungsansprüche müssen verbessert 

werden, z.B. durch eine Änderung von Art. 

12 der „Verordnung zur Koordinierung der 

Systeme der sozialen Sicherheit“xi. Die 

Professionalisierung der Pflege sowie der 

Qualifizierungsangebote müssen verbes-

sert werden, u.a. durch bessere berufliche 

Aus- und Weiterbildung. Es müssen Mög-

lichkeiten geschaffen werden, nicht ange-

meldete Arbeitskräfte in der Langzeitpflege 

einfach und unkompliziert in reguläre Be-

schäftigungsverhältnisse zu überführen.   

Die EU sollte die Mitgliedsstaaten dabei 

unterstützen, ein System zur finanziellen 

Unterstützung und Absicherung für in-

formell Pflegende aufzubauen, die 

beispielsweise ihre Erwerbstätigkeit zu-

gunsten der Pflege reduzieren.  

Für Pflege- und andere Arbeitskräfte müs-

sen legale Migrationswege vereinfacht 

werden, einschließlich zirkulärer Migration. 

Dazu müssen in den EU-Mitgliedstaaten 

reguläre Wege für alle Qualifikationsstufen 

ausgebaut werden. Die Rechte von Ar-

beitsmigrant_innen müssen gestärkt und 

die Interessen und Bedarfe der Herkunfts-

länder in den Blick genommen werden. Die 

Regelungen zur Blauen Karte sollten er-

neut überarbeitet, Ablehnungsgründe so 

weit wie möglich gestrichen und die Blaue 

Karte noch stärker auch für Personen ohne 

akademische Ausbildung geöffnet werden. 

Insbesondere sollten Personen, die einen 

Antrag auf Schutzgewährung gestellt ha-

ben und nicht als international Schutzbe-

rechtigte anerkannt sind, nicht grundsätz-

lich von der Erteilung der Blauen Karte aus-

geschlossen bleiben.  

Die Anerkennung ausländischer Berufs-

qualifikationen soll auf EU-Ebene verein-

facht werden, u.a. indem Anerkennungs-

prozesse beschleunigt werden und der 

Austausch von Dokumenten zwischen Be-

hörden und anderen Beteiligten im In- und 

Ausland datensicher auf digitaler Basis er-

folgt. Die „Verordnung über ein einheitli-

ches digitales Zugangstor“ („Single Gate-

way Verordnung“)xii der EU muss entspre-

chend umgesetzt werden. 

Arbeitsmigrant_innen müssen in der Pflege 

verbindlich gute Arbeitsbedingungen vor-

finden, insbesondere durch faire Löhne 

und Einhaltung von Schutzstandards. 

 

 

Wir fordern daher:  

▪ die effektive Umsetzung der Europäischen Strategie für Pflege und Betreuung; 
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▪ Erleichterung rechtssicherer Arrangements für Live-in-Betreuungskräfte, die die berech-

tigten Erwartungen aller Beteiligten fair zum Ausgleich bringen   

▪ den Ausbau legaler Migrationswege für Pflege- und andere Arbeitskräfte, u.a. durch Än-

derungen an der Blauen Karte; 

▪ die vereinfachte Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen 

▪ verbindlich gute Arbeitsbedingungen für Arbeitsmigrant_innen. 

 

5. Faire Beschäftigungsbedingungen für mobile Arbeitskräfte in der EU fördern

Die Freizügigkeit von EU-Bürger_innen ist 

eine der größten Errungenschaften der EU. 

Die Freiheit, überall in der EU zu leben, zu 

studieren und zu arbeiten, sollte für alle 

Bürgerinnen und Bürger der EU unabhän-

gig ihres Bildungsstandes oder ihres Ein-

kommens gelten. In Zeiten eines sich ver-

stärkenden Arbeitskräftemangels sollte die 

EU-Freizügigkeit nicht in Frage gestellt  

(wie etwa im Rahmen des Brexit gesche-

hen), sondern aktiv gefördert werden. 

Viele EU-Mitgliedstaaten profitieren von 

der EU-Arbeitskräftemobilität; demogra-

phisch bedingt braucht auch Deutschland 

die Einwanderung von Arbeitskräften, wo-

bei aus Sicht des DCV die Situation in den 

Herkunftsländern nie aus dem Blick verlo-

ren werden darf. In diesem Zusammen-

hang muss intensiv an einer Angleichung 

der Lebensverhältnisse gearbeitet werden 

und eine soziale Aufwärtskonvergenz 

durch eine starke EU-Kohäsionspolitik ge-

schaffen werden.  

Bei der innereuropäischen Arbeitskräfte-

mobilität müssen jederzeit faire Beschäf-

tigungsbedingungen für alle mobilen 

EU-Arbeitskräfte gelten. In der Hoffnung 

auf eine Erwerbsmöglichkeit und ein bes-

seres Leben wandernde EU-Binnenmig-

rant_innen leben teilweise im Zielland in 

ausgesprochen prekären Verhältnissen. In 

diesem Kontext müssen die Rechte von ar-

beitssuchenden EU-Bürger_innen insbe-

sondere im Hinblick auf den Zugang zu Ar-

beitsmarkt- und Sozialleistungen 

verbessert werden.  Der ESF+ mit seinem 

Förderschwerpunkt zu sozialer Inklusion 

sollte zur Unterstützung von Menschen in 

prekären Lebenslagen gestärkt und weiter 

entbürokratisiert werden. 

Die Zahlung des Mindestlohns oder des all-

gemeinverbindlichen Tariflohns und die 

Einhaltung der geltenden Arbeits- und 

Schutzstandards, wie die Beschränkung 

der Arbeitszeiten, muss sichergestellt wer-

den – insbesondere auch für Plattformbe-

schäftigte, Saisonarbeiter_innen und mo-

bile Arbeitskräfte in der (häuslichen) Lang-

zeitpflege. Eine konsequente Überprüfung 

der Umsetzung der europäischen „Richtli-

nie über angemessene Mindestlöhne in der 

EU“xiii durch die EU-Mitgliedstaaten muss 

von europäischer Ebene sichergestellt 

werden. Dafür muss die Europäische Ar-

beitsbehörde (ELA) die notwendigen 

Kompetenzen und Mittel erhalten, um ef-

fektive, grenzüberschreitende Kontrollen 

durchzuführen, ohne die Freizügigkeits-

rechte einzuschränken. Für die mobilen Ar-

beitskräfte muss eine niedrigschwellige 

(muttersprachliche) Beratung über ihre 

Rechte und zur Unterstützung bei der 

Rechtsdurchsetzung zur Verfügung ge-

stellt und finanziert werden. 

Die seit vielen Jahren im Rat blockierte Re-

form der EU-Verordnung zur Koordinierung 

der Systeme der sozialen Sicherheit muss 

in der neuen Legislaturperiode neu aufge-

nommen werden. Hierfür ist eine Aktuali-

sierung der Kommissionsvorschläge 
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erforderlich. Aus Sicht des DCV sind EU-

Vorhaben, die eine Möglichkeit zur Anpas-

sung der Leistungshöhe des Kindergelds 

für im EU-Ausland lebende Kinder 

(„Kindergeldindexierung“) schaffen wollen, 

nicht zielführend und daher nicht weiter zu 

verfolgen. 

 

Wir fordern daher:  

▪ die EU-Freizügigkeit für alle EU-Bürger_innen zu stärken und die Rechte von arbeitssu-

chenden EU-Bürger_innen insbesondere im Hinblick auf den Zugang zu Arbeitsmarkt- 

und Sozialleistungen zu verbessern; 

▪ einen Kompetenzaufbau und die Stärkung der Europäischen Arbeitsbehörde (ELA) 

▪ niedrigschwellige, muttersprachliche Informationen zum Arbeitsschutz und Beratungsan-

gebote der EU-Bürger_innen zur Geltendmachung ihrer Rechte eine Stärkung des För-

derschwerpunkts zu sozialer Inklusion im ESF+; 

▪ die Aktualisierung der Reform der EU-Verordnung zur Koordinierung der Systeme der 

sozialen Sicherheit („VO 883/2004“). 

 

6. Ein menschenwürdiges Asylsystem aufbauen 

Der Schutz von Menschen, die verfolgt sind 

und um Leib und Leben fürchten, ist grund- 

und völkerrechtlich geboten. Der europäi-

sche Flüchtlingsschutz muss von gemein-

samen Werten wie dem Prinzip der Solida-

rität und der Wahrung der Menschenrechte 

geprägt sein. Obwohl bisher in der primär-

rechtlichen Regelungskompetenz der EU 

nicht vorgesehen, muss die bedrückende 

Wirklichkeit von Klimaflüchtlingen rechtzei-

tig wahrgenommen werden, Fluchtursa-

chen müssen in gemeinsamer Anstren-

gung bekämpft werden.  Die EU-Mitglied-

staaten haben eine gemeinsame Verant-

wortung für Schutzbedürftige. Humanitäre 

Katastrophen, insbesondere an den EU-

Außengrenzen und im Mittelmeer müssen 

verhindert werden. Der Zugang zu indivi-

duellem Flüchtlingsschutz in der EU 

muss gewährleistet werden.  

Um die europäischen Erstaufnahmelän-

der zu entlasten, sollten grundsätzlich alle 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

Geflüchtete aufnehmen. Angemessene 

Aufnahmebedingungen und vergleich-

bare Verfahrens- und 

Qualitätsstandards in den Mitgliedstaa-

ten sind eine wesentliche Voraussetzung 

für ein Gemeinsames Europäisches Asyl-

system. Hierauf sollte die Europäische 

Union durch die Ausweitung der Kompe-

tenzen der EU-Asylagentur hinwirken. Bei 

der Bestimmung von sog. sicheren Dritt-

staaten müssen die Anforderungen der 

Genfer Flüchtlingskonvention vollumfäng-

lich erfüllt werden. Ansonsten droht ein Fli-

ckenteppich im Flüchtlingsschutz, der 

schwerwiegende Folgen für die Einhaltung 

von Menschenrechten an den EU-Außen-

grenzen und für die Glaubwürdigkeit der 

EU haben würde. 

Individuellen Interessen der Schutzsu-

chenden müssen im Rahmen der Zustän-

digkeits- und Verteilentscheidungen zwi-

schen den Mitgliedstaaten als Kriterien ein 

größeres Gewicht gegeben werden. Insge-

samt sollten mehr Möglichkeiten erwogen 

werden, wie Staaten und Schutzsuchende 

durch positive Anreize motiviert werden 

könnten, Zuständigkeiten und ein Umver-

teilungssystem besser zu akzeptieren, um 

Sekundärwanderungen von 
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Schutzsuchenden entgegenzuwirken. Um 

Schutzbedürftigen gefährliche Fluchtwege 

zu ersparen, sind legale, sichere Zu-

gangsmöglichkeiten auszubauen. Die 

gesellschaftliche Teilhabe und Integration 

von neu Zugewanderten muss von Anfang 

an gefördert werden. 

Kinder, die ihr Herkunftsland verlassen 

müssen und in den Mitgliedsstaaten der 

Europäischen Union Schutz suchen – un-

abhängig davon, ob sie mit ihren Eltern 

oder unbegleitet fliehen – sind besonders 

schutzbedürftig. Sowohl bei der Unterbrin-

gung als auch bei der Versorgung dieser 

Gruppe muss eine Orientierung am Kin-

deswohl oberstes Gebot sein. Traumati-

sche Erfahrungen in der frühen Kindheit 

bzw. in der Adoleszenz können eine ge-

sunde Entwicklung nachhaltig behindern 

und wirken sich ein Leben lang aus. Um 

diesen Kindern zeitnah die notwendigen 

Maßnahmen zur Gesundheitsförderung, 

den Zugang zu Bildung und Teilhabe an 

der aufnehmenden Gesellschaft sowie In-

tegration zu ermöglichen, sind die erforder-

lichen Strukturen nachhaltig und in erfor-

derlichem Umfang zu etablieren und zu si-

chern. 

Geflüchtete aus der Ukraine konnten sich 

dank der Aktivierung der „Richtlinie über 

vorübergehenden Schutz“xiv („Massenzu-

strom-Richtlinie“) von Beginn des Angriffs-

krieges Russlands gegen die Ukraine in-

nerhalb Europas frei bewegen und durften 

privat unterkommen. Mittelfristig sollten die 

Erfahrungen aus der Aktivierung des 

temporären Schutzstatus für eine funk-

tionierende europäische Asylpolitik ge-

nutzt werden. Für die nächste Legisla-

turperiode braucht es eine entspre-

chende Neuausrichtung der EU-Asylpo-

litik. 

 

Wir fordern daher:  

▪ die Sicherstellung des Zugangs zu individuellem Flüchtlingsschutz in der EU; 

▪ die Gestaltung eines solidarischen und auf Verantwortungsteilung basierenden Gemein-

samen Europäischen Asylsystems, welches die Interessen der Schutzsuchenden und der 

EU-Mitgliedstaaten gleichermaßen gerecht wird; 

▪ die Verhinderung humanitärer Katastrophen an den EU-Außengrenzen (insbesondere 

auch im Mittelmeer); 

▪ angemessene Aufnahmebedingungen und vergleichbare Verfahrens- und Qualitätsstan-

dards in allen EU-Mitgliedstaaten; 

▪ die positiven Erfahrungen des Temporären Schutzes bei der Weiterentwicklung der eu-

ropäischen Asylpolitik zu nutzen.

EIN SOZIAL UND NACHHALTIG GESTALTETER EU-BINNENMARKT 

7. Einen sozialen, digitalen, inklusiven und nachhaltigen EU-Haushalt gestalten 

Da die aktuelle europäische Haushaltsperi-

ode 2027 ausläuft, werden das EU-Parla-

ment und der Rat in der Legislaturperiode 

2024-2029 einen neuen EU-Haushalt be-

schließen sowie alle europäischen 

Förderprogramme und -fonds neu auf-

setzen. Diese komplexe Arbeit muss früh-

zeitig angegangen werden, um eine Finan-

zierungslücke zwischen den Förderperio-

den zu vermeiden.  
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Aus Sicht des Deutschen Caritasverbands 

muss der Mehrjährige Finanzrahmen 

(MFR) sozial, digital, inklusiv und nachhal-

tig sein. Dies beinhaltet die Ausrichtung an 

gemeinsamen Werten wie Solidarität, Men-

schenwürde und Rechtsstaatlichkeit und 

bedeutet, dass EU-Gelder eingefroren 

oder unter direkte Verwaltung der EU-Kom-

mission gestellt werden, sollten diese 

Werte von Mitgliedstaaten missachtet wer-

den. Auch neue Einnahmequellen sollten 

erschlossen werden, beispielsweise durch 

die Einführung einer Finanztransaktions-

steuer, deren Einnahmen in den EU-Haus-

halt fließen. Sozialinvestitionen sollten im 

Rahmen des Stabilisierungs- und Wachs-

tumspakts durch die Einführung einer “gol-

denen Regel” von der Berechnung der 

Staatsverschuldung ausgenommen wer-

den. 

Angesichts der umfassenden ökologi-

schen, digitalen und demografischen 

Transformation setzen wir uns dafür ein, 

EU-Gelder noch stärker als bisher auf Zu-

kunftsinvestitionen auszurichten und 

Programme flexibler zu gestalten. Dazu ge-

hören neben der Förderung von klima-

freundlicher und sicherer digitaler Infra-

struktur vor allem auch Investitionen zur 

Umsetzung der Europäischen Säule sozia-

ler Rechte und damit Investitionen in die 

Bürgerinnen und Bürger der EU. Eras-

mus+ wird dabei als Bildungs- und Begeg-

nungsprogramm der EU in Zeiten erstar-

kender populistischer und anti-demokrati-

scher Strömungen, sozialer Herausforde-

rungen und des digitalen Wandels immer 

wichtiger und muss weiter gestärkt werden.  

Die Europäischen Struktur- und Investiti-

onsfonds und insbesondere der vertraglich 

verankerte Europäische Sozialfonds 

(ESF) sichern durch ihre langfristige und 

präventive Ausrichtung auf die Anglei-

chung der Lebensverhältnisse in allen eu-

ropäischen Regionen Frieden und Wohl-

stand in der EU. Gleichzeitig sind sie wich-

tige Impulsgeber für die Erprobung innova-

tiver Ideen und Methoden, insbesondere 

bei der Bekämpfung von Armut und gesell-

schaftlicher Ausgrenzung. Angesichts des-

sen, dass mehr als 20% der Menschen in 

der EU von Armut oder sozialer Ausgren-

zung bedroht sind, muss trotz einer ange-

spannten Haushaltslage eine ausrei-

chende Finanzierung der EU-Kohäsions-

politik sichergestellt werden. Zudem muss 

weiterhin in alle Regionen in der EU inves-

tiert werden.   

Alle EU-Förderprogramme müssen in-

klusiv ausgestaltet und radikal verein-

facht werden. Die Erfahrungen des DCV 

zeigen, dass die derzeitige Umsetzungs-

praxis für gemeinnützige Träger oft nicht 

mehr zu leisten ist. So müssen die Ko-Fi-

nanzierungssätze der EU erhöht und Mög-

lichkeiten zur Vor-Finanzierung von Projek-

ten eingeführt werden. Auf die Erhebung 

unnötiger Indikatoren muss verzichtet wer-

den. Zudem muss darauf geachtet werden, 

dass Mitgliedstaaten mögliche Vereinfa-

chungsoptionen auch umsetzen und an die 

Projektträger weitergeben. Eine gelebte 

Partnerschaft mit den Zielgruppen der 

Förderung und der Zivilgesellschaft ist Vo-

raussetzung für eine erfolgreiche Umset-

zung europäischer Fördermittel. Die Part-

ner müssen in allen Phasen des Pro-

grammzyklus eingebunden werden.
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Wir fordern daher:  

▪ eine ausreichende Finanzierung der EU und die Erschließung neuer Einnahmequellen 

beispielsweise durch eine Finanztransaktionssteuer; 

▪ die Verknüpfung von EU-Geldern mit Werten wie Solidarität, Menschenwürde und 

Rechtsstaatlichkeit; 

▪ die Stärkung sozialer, digitaler, inklusiver und nachhaltiger EU-Förderfonds und -pro-

gramme in allen Regionen Europas; 

▪ die radikale Vereinfachung aller EU-Förderprogramme für die Projektträger. 

 

8. Gute Rahmenbedingungen für die gemeinnützige Sozialwirtschaft schaffen 

In Deutschland gibt es ein umfassendes 

Angebot sozialer Dienstleistungen, die von 

gemeinnützigen Anbietern erbracht wer-

den. So wird die Daseinsvorsorge auch 

jenseits von Ballungsräumen flächende-

ckend sichergestellt und ermöglicht im 

Sinne des Subsidiaritätsprinzips den Nut-

zer_innen ein Wunsch- und Wahlrecht im 

Hinblick auf den Leistungserbringer.  

Die gemeinnützige Sozialwirtschaft bedarf 

einer besonderen Unterstützung, weil sie in 

ihren verschiedenen Daseins- und Organi-

sationsformen einen wesentlichen Bau-

stein für das Zusammenleben und den ge-

sellschaftlichen Zusammenhalt in den Mit-

gliedstaaten darstellt. Sie schafft und erhält 

dauerhaft hochwertige Arbeitsplätze, för-

dert Chancengleichheit und sorgt für ein 

hohes Maß sozialer Teilhabe und Gerech-

tigkeit. Der EU-Aktionsplan für die Sozi-

alwirtschaft ist eine wichtige Grundlage 

zur Unterstützung der Daseinsvorsorge in 

der EU. Die einzelnen Aktionen müssen 

nun konsequent umgesetzt werden. Die 

Erbringung sozialer Dienstleistungen muss 

ohne bürokratische Hürden und unter an-

gemessener Beachtung ihrer gesamtge-

sellschaftlichen Bedeutung möglich sein.  

Regelungen im Bereich der Sozialpolitik 

fallen in vielen Bereichen in die Zuständig-

keit der Mitgliedstaaten, die teils sehr un-

terschiedliche Modelle der sozialen Für-

sorge und Sicherung mit langer Tradition 

aufweisen und wo es kaum europäische 

Harmonisierungen gibt. Gleichzeitig ist die 

Errichtung eines gemeinsamen Binnen-

markts und der Schutz des Wettbewerbes 

ein maßgebliches Ziel der Europäischen 

Union. Das EU-Beihilfenrecht muss da-

her so ausgestaltet sein, dass die Er-

bringung von Daseinsvorsorgeleistun-

gen durch gemeinnützige Anbieter_in-

nen von Dienstleistungen von allgemei-

nem wirtschaftlichem Interesse gesi-

chert und an die Bedürfnisse der Men-

schen angepasst werden kann. Die EU 

muss sicherstellen, dass EU-Beihilferegeln 

nur dann angewandt werden, wenn die Tat-

bestandsvoraussetzungen des Art. 107 

Abs. 1 AEUV vorliegen. Träger müssen zu-

dem darauf vertrauen können, dass eine 

einmal bewilligte Förderung nicht nachträg-

lich wegen einer anderen Einschätzung 

des Beihilfetatbestandes zurückgefordert 

wird. Bürokratische Hindernisse im Beihil-

fenrecht für Dienstleistungen von allgemei-

nem wirtschaftlichem Interesse müssen 

abgebaut werden. Langfristig sollte dar-

über diskutiert werden, die Erbringung so-

zialer Leistungen der Daseinsvorsorge vor 

Ort nach Art. 107, Absatz 2 AEUV als prin-

zipiell mit dem EU-Binnenmarkt vereinbar 

einzustufen.  

Für das EU-Vergaberecht muss das Ziel 

sein, eine leistungsstarke soziale Infra-

struktur sicherzustellen, die qualitativ gute 
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soziale Arbeit in ökologisch, sozial und 

ökonomisch nachhaltiger Weise sicher-

stellt. Im Vergaberecht muss auf EU-

Ebene eine Verpflichtung auf soziale 

und nachhaltige Kriterien verankert wer-

den.  Dafür muss die EU-Vergaberechts-

richtlinie überarbeitet werden. Das Umden-

ken bei öffentlichen Beschaffungen muss 

auch bei der Ausschreibung von sozialen 

Dienstleistungen ankommen. Die EU sollte 

gemeinnützige Anbieter gezielt fördern, in-

dem sie z.B. bestimmte Ausschreibungen 

ihnen vorbehält. Gesetzliche Gestaltungen 

zugunsten von Anbietern, die ihre Gewinne 

umfassend reinvestieren, statt sie auszu-

schütten, sollten nicht länger die Aus-

nahme bleiben.  

EU-Freihandelsabkommen sollen die Or-

ganisation und Struktur der gemeinnützi-

gen Leistungserbringung nicht in Frage 

stellen oder die Möglichkeit beeinträchti-

gen, soziale Dienstleistungen öffentlich zu 

finanzieren und zu fördern.  

 

Wir fordern daher:  

▪ eine konsequente Unterstützung der Daseinsvorsorge in Deutschland und der EU durch 

entsprechende Rahmenbedingungen; 

▪ den Abbau bürokratischer Hindernisse im Beihilfenrecht für Dienstleistungen von allge-

meinem wirtschaftlichem Interesse;  

▪ eine Verpflichtung auf soziale und nachhaltige Kriterien im EU-Vergaberecht. 

 

9. Den digitalen Wandel europäisch begleiten und digitale Teilhabe sicherstellen 

Die EU übt eine wichtige, weltweit führende 

Rolle in der Regulierung der Digitalisierung 

aus. 2019-2024 konnten wesentliche 

Rechtsakte wie die Gesetze über digitale 

Dienstexv und über digitale Märktexvi, das 

Datengesetzxvii, sowie das KI-Gesetzxviii 

und die „Richtlinie zur Verbesserung der 

Arbeitsbedingungen in der Plattformar-

beit“xix beschlossen werden. Auf diesen Er-

folgen darf sich die EU jedoch nicht ausru-

hen, sondern muss die beschlossenen Re-

gulierungen konsequent umsetzen und 

auch mit neuen Rechtsakten der digitalen 

Kluft entgegenwirken. Auf der ganzen 

Breite politisch-gesellschaftlicher Themen 

müssen digital-inklusive Maßnahmen mit-

gedacht werden. Maßgeblich für einen 

fairen digitalen Wandel ist für den DCV, 

allen Menschen digitale Teilhabe zu er-

möglichen, in der EU und über sie hin-

aus. Ohne digitale Teilhabe ist es kaum 

noch möglich, sich vollumfänglich am 

gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, politi-

schen und kulturellen Leben zu beteiligen. 

Verwaltungen und Angebote der Daseins-

vorsorge müssen daher auf unterschiedli-

chen Kanälen, analog wie digital, erreich-

bar sein und Menschen bei Bedarf Hilfe-

stellung leisten, um ihre Rechte und Ange-

bote wahrzunehmen. 

Um digitale Teilhabe für alle zu ermögli-

chen, müssen eine Reihe von Maßnahmen 

auf EU-Ebene ergriffen werden. Voraus-

setzung für die digitale Vernetzung ist eine 

moderne digitale Infrastruktur überall in 

der EU, wo Menschen leben und arbeiten. 

Alle Menschen, insbesondere vulnerable 

und benachteiligte Menschen, brauchen 

passende Möglichkeiten grundlegende di-

gitale Kompetenzen erlernen zu können. 

Für beide Bereiche braucht es verbindli-

che Zwischenziele für den Auf- und Aus-

bau. Die EU sollte zudem verstärkt ihre 

Förderprogramme wie die EU-
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Strukturfonds oder das EU-Bildungspro-

gramm Erasmus+ zu Erreichung dieser 

Ziele einsetzen. Digital Europe 

Ein weiterer Faktor ist die individuelle Da-

tensouveränität, die es dem Individuum 

erlaubt, zu entscheiden, wann, wie und wo-

für er oder sie Daten teilen möchte. Uner-

lässlich ist aber auch die gemeinwohlorien-

tierte Nutzung gesellschaftlich relevanter 

Daten, z.B. durch einen Europäischen So-

zialdatenraum, parallel zu einem Europäi-

schen Gesundheitsdatenraum. Öffentliche 

Verwaltungen in der EU brauchen einheit-

liche sichere Schnittstellen und Stan-

dards, sowohl für den Datenaustausch un-

tereinander als auch mit Bürger_innen, Zi-

vilgesellschaft und Unternehmen. 

Gerade beim Umgang mit sensiblen Daten 

muss digitale Infrastruktur vor Bedrohun-

gen wie Cyberangriffen geschützt sein. Da-

her sind langfristige Maßnahmen für die 

Cybersicherheit der sozialen Infrastruktur 

der Daseinsvorsorge zu ergreifen. Die EU 

sollte daher u.a. im Rahmen des EU-Pro-

grammes „Digitales Europa“ verstärkt in 

Cybersicherheit investieren. 

Der Einsatz Künstlicher Intelligenz („KI“) 

hat das Potenzial das Leben vieler Men-

schen zu verbessern, birgt allerdings auch 

ernsthafte Diskriminierungsgefahren. Dies 

gilt insbesondere für vulnerable und be-

nachteiligte Bevölkerungsgruppen, da für 

KI-Anwendungen Datensätze genutzt wer-

den, die die strukturell diskriminierende Re-

alität abbilden. Das KI-Gesetz muss da-

her konsequent und umfassend umge-

setzt und der Einsatz von KI-Anwendun-

gen auf Risiken geprüft werden. Die Haf-

tung für Fehler im Einsatz von KI muss ver-

braucherfreundlich gestaltet werden und 

Menschen über ihre Rechte informiert wer-

den. Auf technologische Entwicklungen, 

die relevant aber noch nicht Gegenstand 

des digitalen Rechtsbestands der EU sind, 

wie z.B. virtuelle Welten oder Neurotechno-

logie, muss legislativ bindend reagiert wer-

den. Notwendig ist außerdem der Schutz 

der Arbeitnehmendenrechte und soziale 

Lösungen für Arbeitsplatzverluste durch 

den Einsatz von KI. Dies kann bspw. durch 

den Ausbau des SURE-Instrumentsxx zu 

einem langfristigen Instrument gesche-

hen. Gleichzeitig sollte das Förderpro-

gramm Digitales Europa eine gemeinwohl-

orientierte Nutzung von KI fördern.  

Wir fordern daher:  

▪ einen beschleunigten Ausbau moderner digitaler Infrastruktur und Bildungsangebote für 

digitale Kompetenzen für alle Menschen in der EU, mithilfe konkreter Zwischenziele und 

unter stärkerer Nutzung von EU-Förderprogrammen wie der Strukturfonds (EFRE) oder 

Erasmus+; 

▪ eine stärkere gemeinwohlorientierte Nutzung gesellschaftlich relevanter Daten, z.B. 

durch einen Europäischen Sozialdatenraum; 

▪ negative Auswirkungen von KI-Nutzung zu bekämpfen, wie Diskriminierungsgefahren für 

vulnerable Personengruppen, und gleichzeitig positive Potenziale von KI nutzen, u.a. 

durch die Förderung gemeinwohlorientierter KI-Nutzung durch das Programm Digitales 

Europa. 

▪ soziale Lösungen für mögliche Arbeitsplatzverluste durch einen Ausbau des SURE-In-

struments; 

▪ die Verbreitung neuer Technologien wie z.B. virtuelle Welten und Neurotechnologien 

rechtlich bindend regulieren. 
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10. Klimaschutz sozial gerecht gestalten 

Jährlich neue Hitzerekorde, Dürren, Hoch-

wasser und Flutkatastrophen zeigen: Die 

Folgen der Klimakrise sind weltweit un-

übersehbar, auch in Deutschland und Eu-

ropa. Während einkommensstarke Haus-

halte einen deutlich größeren CO2-Fußab-

druck haben als einkommensschwache 

Haushalte, sind einkommensärmere Per-

sonen, Ältere sowie Kinder und Jugendli-

che in Europa und weltweit von den Folgen 

der Klimakrise besonders betroffen.  Die 

Bekämpfung von Armut und Klimaschutz 

müssen Hand in Hand gehen und soziale 

Gerechtigkeit stärker als bisher mit den 

Notwendigkeiten des Klimaschutzes ver-

einbart werden. 

Europa will bis 2050 der erste klimaneut-

rale Kontinent werden. Der Deutsche Cari-

tasverband möchte eine sozial gerecht 

gestaltete ökologische Wende und die 

weitere Umsetzung des Europäischen 

Grünen Deals vorantreiben und unterstüt-

zen.  Das Ziel ist die Einhaltung des völker-

rechtlich bindenden Abkommens von Pa-

ris. Dabei müssen soziale Implikationen bei 

den Maßnahmen zur Erreichung dieser 

Ziele stärker als bisher Berücksichtigung 

finden. Ambitionierter und sozial gerecht 

gestalteter Klimaschutz sollte zur Leitlinie 

der Daseinsvorsorge werden. Sozial- und 

Umweltstandards sollen in allen EU-Frei-

handelsabkommen durchgesetzt werden. 

Zur Erreichung der europäischen und inter-

nationalen Klimaziele müssen nicht nur er-

neuerbare Energien ausgebaut, sondern 

fossile Energie insgesamt eingespart wer-

den. EU-Vorgaben zur Energieeffizienz 

sind von entscheidender Bedeutung für 

einen gerechten Übergang. Wärmedäm-

mung muss in erhöhtem Tempo umgesetzt 

werden und die Finanzierung so gestaltet 

werden, dass Eigentümer_innen und 

Mieter_innen mit wenig Einkommen nicht 

verdrängt werden. Deshalb braucht es po-

litische Maßnahmen, Förderprogramme 

und Anreize, die dafür sorgen, dass die 

Dämmung insb. der Wohnungen, in denen 

Einkommensärmere wohnen, voran-

kommt, es gleichzeitig aber Schutz vor fi-

nanzieller Überforderung durch Sanie-

rungskosten oder Mieterhöhungen in Folge 

energetischer Sanierung gibt. EU-Finanz-

mittel sollten für gefährdete Haushalte 

bereitgestellt werden, um der energeti-

schen Sanierung der schlechtesten Woh-

nungen von Haushalten mit niedrigem Ein-

kommen Vorrang zu geben. Zusätzliche 

EU-Gelder zur Erreichung der Energieeffi-

zienvorgaben müssen insbesondere für 

gemeinnützige Einrichtungen und Trä-

ger bereitgestellt werden. Gleichzeitig 

muss hierfür das EU-Beihilfenrecht ange-

passt werden, z.B. durch höhere Schwel-

lenwerte und Beihilfeintensitäten.  

Auch die Veränderung der Mobilität trägt 

in erheblichem Maße dazu bei, dass die EU 

ihre Klimaziele erreicht. Bus- und Bahnver-

bindungen müssen europaweit ausgebaut 

und die Taktung erhöht werden. Gleichzei-

tig muss der öffentliche Personennahver-

kehr günstiger gestaltet werden. Die Euro-

päische Union muss gezielt Finanzmittel 

für die Mobilitätswende bereitstellen und 

klimaschädliche Subventionen von Mit-

gliedstaaten beanstanden. Die Wende in 

der Sanierungs- und Verkehrspolitik muss 

spürbar sein, bevor 2027 das Emissions-

handelssystem für den Gebäudesektor und 

Straßenverkehr (ETS II)xxi eingeführt wird, 

damit die Menschen eine klimafreundliche 

Handlungsalternative haben. Der mit dem 

ETS II verbundene Klima-Sozialfonds 

muss deutlich aufgestockt und so umge-

setzt werden, dass die Gelder tatsächlich 
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den am stärksten belasteten Haushalten 

zugutekommen. So wird Klimaschutz Ar-

mut überwinden helfen. 

Gleichzeitig müssen gerade in sozialen Ar-

beitsfeldern Klimaanpassungen zum 

Schutz der Klient_innen und Patient_in-

nen, aber auch der Mitarbeitenden vorge-

nommen werden. Hierfür benötigen die es 

Unterstützung durch die Europäische 

Union, sowohl finanziell, als auch durch eu-

ropäischen Austausch. 

Die Auswirkungen der Klimakrise sind welt-

weit spürbar. Besonders die Menschen im 

Globalen Süden haben mit anhaltenden 

Dürren, Wassermangel, Überschwemmun-

gen und den damit verbundenen Ernteaus-

fällen zu kämpfen. Effektiver Klimaschutz 

trägt dazu bei, dass diese Phänomene und 

in der Folge auch Armut nicht weiter zuneh-

men oder im besten Fall sogar zurückge-

hen. Klimaschutz schützt vor kriegerischen 

Auseinandersetzungen um knappe Res-

sourcen. Gleichzeitig muss die EU ihre hu-

manitären Hilfeleistungen an die Realität 

der Klimakrise anpassen. 

 

Wir fordern daher:  

▪ eine konsequente und sozial gerecht gestaltete Umsetzung des Europäischen Grünen 

Deals und gerechten Klimaschutz als Leitlinie der Daseinsvorsorge in der EU; 

▪ die ambitionierte Ausgestaltung der Energieeffizienz-Vorgaben in der EU, auch im Ge-

bäudebereich; 

▪ die Bereitstellung von Fördergeldern der EU für gefährdete Haushalte und gemeinnüt-

zige Träger sowie entsprechende Anpassungen des EU-Beihilferechts; 

▪ den europaweiten und grenzüberschreitenden Ausbau des schienengebundenen öffent-

lichen Verkehrs; 

▪ die Klimakrise als Ursache humanitärer Krisen weltweit zu bekämpfen 

▪ Klimaanpassung im Bereich des Arbeitsschutzes fördern
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